
litisch die Verantwortung für Kürzungen im Bereich der
Offenen Kinder- und Jugendarbeit, der Jugendsozialar-
beit, der Familienförderung und der sozialräumlichen Ju-
gend- und Familienangebote übernommen werden und
das insbesondere in einer Zeit, in der der Bedarf deutlich
gestiegen und ein Ausbau der Angebote dringend notwen-
dig sind:

„Die Einrichtungen der Offenen Kinder- und Jugendarbeit,
die Jugendverbände, die Jugendsozialarbeit und die Fami-
lienförderung haben sich in der gegenwärtigen Pandemie als
flexibel und leistungsfähig erwiesen. Sie sind auch jetzt Orte
der Beziehungsgestaltung, die für die Krisenbewältigung der
jungen Menschen und ihrer Eltern sehr wichtig sind. […] Das
Hilfe- und Unterstützungssystem muss trotz sich verändern-
der wirtschaftlicher Rahmendaten nach der Bewältigung der
Krise bedarfsgerecht und auskömmlich ausgestattet wer-
den.“ (Positionierung der Landesarbeitsgemeinschaft Kin-
der- und Jugendarbeit/Jugendsozialarbeit (LAG KJA/JSA)
und der Landesarbeitsgemeinschaft Familienförderung (LAG
FamFö) in Hamburg, 30.04.2021)

Wir fordern deshalb:
� Die durch die Tarifvereinbarung zum TV-L inkl. der Coro-

na-Einmalzahlung sowie die durch weitere Tarifabschlüs-
se entstehenden Personalmehrkosten müssen kurzfristig,
zusätzlich in die Rahmen- und Zweckzuweisungen der Be-
zirke sowie der überregional geförderten Projekte einge-
stellt werden.

� Die beantragten zusätzlichen Personalkosten müssen sich
für die freien Träger in den benannten Arbeitsfeldern zu-
wendungserhöhend auswirken, damit sie ihre jeweiligen
Zweckbeschreibungen erfüllen können.

� Kostensteigerungen müssen strukturell in den Rahmen-
und Zweckzuweisungen der Bezirke berücksichtigt wer-
den, um bedarfsgerechte Angebote für junge Menschen
und ihre Familien zu ermöglichen und Planungssicherheit
für freie Träger herzustellen.

� Die Angebote der Offenen Kinder- und Jugendarbeit, der
Jugendsozialarbeit und der Familienförderung müssen als,
für junge Menschen und Familien gegenwarts- und zu-
kunftsrelevante, sozialgesetzlich verankerte und gleichbe-
rechtigte Pflichtleistungen anerkannt werden. Sie müssen
zukünftig finanziell so ausgestattet werden, dass ein quali-
tativ hochwertiges Angebot im Stadtteil möglich werden
kann – bedarfsgerecht und auskömmlich.

Hamburg, den 16.02.2022

Die gemeinsame Erklärung wurde nach Diskussion und Beratung im
Auftrag des Fachaustausches vom 2.2.22 von folgenden Erstunter-
zeichnenden verfasst:
IVOA – Interessenvertretung Offener Arbeit mit Kindern,

Jugendlichen und ihren Familien in Hamburg;
Diakonisches Werk Hamburg, Kinder- und Jugendhilfe;
Alternativer Wohlfahrtsverband SOAL e. V.;
Verband Kinder- und Jugendarbeit Hamburg e.V. (VKJH);
ASP Eimsbüttel-Nord
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Dies ist gerade in den aktuellen
Corona-Pandemie-Zeiten eine Ohrfeige für das

Engagement der Beschäftigten ...

... und missachtet den aktuell hohen
Unterstützungsbedarf junger Menschen und

Familien durch die Pandemie!

„Also lasst uns zusammen kämpfen und
lasst uns organisieren – und dies nicht nur,

wenn zum Streik aufgerufen wird!“ (1)

von Lea Degener und Volker Vödisch

Mit der Gründung der Interessenvertretung Offene Arbeit in
Hamburg (IVOA) bildete sich auch bald darauf die Arbeits-
gemeinschaft Tarifpolitik. Innerhalb der Kolleg*innenschaft
gab es schon seit längerem eine große Unzufriedenheit über
die zurückliegenden Tarifverhandlungen und Tarifvertrags-
abschlüsse. Das Arbeitsfeld sowie die Anforderungen an die
Erzieher*innen, Sozialarbeiter*innen und Sozialpädagog*in-
nen in der Offenen Arbeit haben sich im Laufe der letzten drei
Jahrzehnte stark gewandelt und verdichtet, ohne dass die Ar-
beitsbedingungen und die Tarifabschlüsse sich daran ange-
passt hätten. Weder wurden die Tätigkeits- bzw. Schwierig-
keitsmerkmale überarbeitet noch das Nebeneinander sehr un-
terschiedlicher Tarifsysteme vereinheitlicht und zusammen-
geführt. Deshalb entschlossen wir uns vor drei Jahren, aktiv

für Veränderungen einzutreten und für bessere tarifliche Be-
dingungen zu streiten. Wir suchten dabei auch das Gespräch
und die Zusammenarbeit insbesondere mit ver.di, wohl wis-
send, dass viele Kolleg*innen aus unterschiedlichen Gründen
nicht bei ver.di organisiert sind. Ohne Gewerkschaften ist die
Aussicht auf grundlegende Veränderungen geringer. Deshalb
ist es für uns wichtig, dort unsere Anliegen einzubringen und
gemeinsam zu kämpfen.

In diesem Sinne riefen wir auch zur Teilnahme und Solidari-
sierung zu den vergangenen Streikkundgebungen der Ge-
werkschaften im Rahmen der Tarifverhandlungen der Länder
auf. Zahlreiche Kolleg*innen aus der Offenen Arbeit beteilig-
ten sich daran.
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Offene Arbeit unter erschwerten Bedingungen

Der Wert und die Bedeutung der Offenen Arbeit für Kinder,
Jugendliche (OKJA) und für ihre Familien haben sich insbe-
sondere in der Corona-Pandemie und trotz der widrigen Um-
stände bewiesen. Als andere in das Home Office gehen konn-
ten, hielten wir die Einrichtungen soweit es ging offen, waren
für sie ansprechbar, unterstützten sie, berieten sie in allen sozia-
len Fragen, trösteten sie, spielten mit ihnen, halfen ihnen beim
Home-Schooling und achteten zu ihrem Schutz auf sie. Trotz
der jahrelangen strukturellen Unterfinanzierung, der mangel-
haften personellen Ausstattung der Einrichtungen und
trotz einer tendenziellen Prekarisierung der Be-
schäftigten, gelang es uns unsere niedrigschwel-
ligen Angebote weitestgehend aufrecht zu er-
halten. Wir waren für die Sorgen und Nöte
von Kindern und Jugendlichen vor Ort da,
als viele von ihnen keinen Unterricht be-
suchen durften. Die ohnehin schon gro-
ßen Bedarfe sind durch die Pandemie
nochmals enorm gestiegen. In unseren
verlässlich offenen Orten geht es nicht
nur um (Lohn-)Arbeit oder Ausbildung,
sondern um die Gewährleistung von
Frei- und Gestaltungsräumen sowie von
Treffpunkten für ein soziales Lernen und
für ein soziales Miteinander, was nicht
nur zur Corona-Zeit oft vernachlässigt
wird. Während der Pandemie haben wir all
das kompensiert, was andere öffentliche Ein-
richtungen, wie zum Beispiel die Schulen, nicht
leisten konnten.

Dabei werden die Arbeitsbedingungen in unserem Arbeits-
feld seit Jahren immer schlechter. Neben der Unterfinanzie-
rung, dem völlig unzureichenden Personalschlüssel und des
erhöhten Verwaltungsaufwands haben sich gleichzeitig die
Anforderungen, die an uns gestellt werden, immer umfassen-
der entwickelt: Kinderschutz, Sozialraumorientierung, Digi-
talisierung, politische Bildung, die wachsende Bevölkerungs-
zahl und der Bau vieler neuer Wohngebiete, die Kooperation
mit Schulen, die Netzwerkarbeit und die Mitarbeit in Sozial-
raumteams, Sucht- und Gewaltprävention, Beratungsleistun-
gen, Projektarbeit, Aufrechterhaltung der Offenen Arbeit,
Mittelbeschaffungen, Dokumentationen und vieles mehr,
ohne dass sich bezüglich der Offenen Arbeit infrastrukturell
etwas ändert. Alle Jahre wieder wird uns gesagt, dass das
Geld in der Rahmenzuweisung für die Offene Arbeit nicht
reicht und es ggf. zu Kürzungen kommen muss.

„Damit muss endlich Schluss sein!“

„Damit muss endlich Schluss sein!“ Das hielt auch der Stra-
ßensozialarbeiter Christian auf der ver.di Streikkundgebung
am 24.11.21 fest, auf der er eine Rede für die IOVA hielt: „Es
ist wichtig, dass wir uns als Kolleg:innen aus den Bildungs-,
Erziehungs- und Pflegeberufen zusammen tun und sagen:
Nicht die Profite pflegen oder erziehen die Menschen, sondern
wir machen das [...]. Ich denke, wir alle, also alle Angestellten,

die nicht auf der Kapitalseite stehen, sollten in unserem eigenen
Interesse für eine Welt kämpfen, in der die Menschen im Mit-
telpunkt stehen und nicht die Profite. Es sollte um gute Arbeits-
bedingungen und gerechte Löhne gehen und nicht um Wirt-
schaftsinteressen.“ Der kräftige Applaus der mit ihm streiken-
den Schulhausmeister*innen, Beschäftigten aus den Schulbü-
ros, von den Schleusen, aus den Gesundheitsämtern, dem Lan-
desbetrieb Erziehung und Beratung usw. bekräftigte dies ein-
drucksvoll.

Doch bei den öffentlichen Arbeitgeber*innen weht beständig
ein ganz anderer Wind: In den vergangenen Tarif-

verhandlungen wurde immer wieder deutlich, für
wie wenig wichtig die bedeutsame Arbeit der

OKJA und der Familienförderung gehalten
wird (und auch in den Gewerkschaften

müssen wir unsere Bedeutsamkeit noch
stärken).

Besonders in der jüngeren Zeit, so auch
in den letzten Tarifverhandlungen der
Länder 2021, zeigte sich, wie sehr sich
die Arbeitgeber*innen darum bemühen,
unseren Lohn zu drücken: Sie wollen
die grundlegenden Regelungen unserer
Eingruppierungen ändern, in dem sie die

Bewertung unserer Arbeitsabläufe so
zerstückeln, dass Senkungen der Eingrup-

pierungen herbeigeführt werden können.
Seit mehreren Tarifrunden versuchen sie die

Gewerkschaften zu erpressen, in dem sie die
Zustimmung der Gewerkschaften zur Bedingung

weiterer Verhandlungen machen.

Reinhold Hilbers, der Vorsitzende der Arbeitgeber*innenver-
einigung der Bundesländer (TdL), vertrat während der Tarif-
verhandlungen der Länder die Meinung, dass der Bereich der
Personalkosten der Länder zur Bezahlung der Corona-Krise
„einen nennenswerten Beitrag“ leisten müsse. (2) Das heißt,
wir sollen aus unserem Geldbeutel die Krise bezahlen. Aber
es geht dabei nicht „einfach“ um unseren Geldbeutel, sondern
um die öffentliche Daseinsfürsorge und damit um alle. Denn
die Erfahrungen zeigen, dass die Arbeitgeber*innen und die
politischen Entscheidungsträger*innen in Krisenzeiten vor
allem erst einmal wirtschaftliche Interessen bedienen wollen
und dafür im sozialen Bereich und in der öffentlichen Infra-
struktur kürzen. Gerade die Pandemie zeigt, wie unerlässlich
die Bereitstellung öffentlicher Leistungen unabhängig von
der Kassenlage und von der politischen Lobbyarbeit ist.

Die Sozialbehörde und der Senat erschienen zunächst nicht
gewillt, die tarifvertraglich vereinbarte Sonderzahlung auch
den Beschäftigten in den Einrichtungen in freier Trägerschaft
zukommen zu lassen, geschweige denn erweitert in die Zu-

Alle Jahre wieder wird uns gesagt,
dass das Geld in der Rahmenzuweisung für

die Offene Arbeit nicht reicht.
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wendungen einzuspeisen. Die Jugendhilfeaus-
schüsse in den Bezirken Wandsbek und Eims-
büttel haben diesbezüglich jeweils einen An-
trag verabschiedet, den auch weitere Ju-
gendhilfeausschüsse aufgreifen sollten.
Brandbriefe folgten. So begründeten in
einer gemeinsamen Erklärung Einrich-
tungen, freie Träger, Verbände und
Unterstützer*innen aus der Hamburger
Kinder- und Jugendhilfe ihre Forde-
rung, die Tarifsteigerungen und damit
auch die Sonderzahlung zuwendungs-
erhöhend anerkennen (s. Abdruck in
diesem Heft). Mittlerweile wird von Se-
natsseite verkündet, dass die entspre-
chend steigenden Personalkostenkosten
anlassbezogen refinanziert werden. (3)

Das Sparen am Sozialen wollen wir uns nicht
weiter gefallen lassen. Deswegen haben wir wäh-
rend der Streiks vor allem betont, dass wir uns als Be-
schäftigte in den betroffenen Bereichen gemeinsam solidari-
sieren und uns nicht gegeneinander ausspielen lassen dürfen.

Das völlig am eigentlichen Bedarf vorbeigehende Ergebnis
der letzten Tarifrunde zeigt uns, dass wir nicht lockerlassen
dürfen: Für kämpferischere Gewerkschaften und eine Vertei-
lung des Geldes im Sinne eines solidarischen Gemeinwesens
– Geld genug ist da!

Tarifrunde Sozial- und Erziehungsdienst 2022

Die ver.di-Bundestarifkommission hat für den öffentlichen
Dienst die Kündigung der Tätigkeitsmerkmale und der Rege-
lungen zum Gesundheitsschutz zum 31. Dezember 2021 be-
schlossen: „Die Rahmenbedingungen der Beschäftigten in
den Kitas, der Sozialarbeit und in der Behindertenhilfe wer-
den den Anforderungen nicht gerecht. Deshalb sind Verände-
rungen notwendig. Bessere Arbeitsbedingungen sind die
Voraussetzung dafür, Fachkräfte zu halten und neue zu ge-
winnen. Und zu einer echten Anerkennung der Arbeit gehört
die Erhöhung der monatlichen Entgelte“. (4)

Nach einer breiten Diskussion innerhalb der Mitgliedschaft
wurden die Forderungen für die Tarifrunde im Sozial- und Er-
ziehungsdienst beschlossen.

Diese zielen auf drei Themen ab:
� Verbesserung der belastenden Arbeitsbe-

dingungen
� finanzielle Aufwertung der Arbeit und
� Maßnahmen gegen den Fachkräfte-

mangel

Konkret ausformuliert sind diese Ziele
in elf Forderungen, darunter u.a.: Ver-
besserung der Eingruppierungsmerk-
male, Verringerung der Stufenlaufzei-
ten, Rechtsanspruch auf Qualifizierung
für alle Beschäftigte, Anerkennung der
Berufstätigkeit und der bei anderen Trä-

gern erworbenen Berufserfahrung, Qua-
lifizierung und angemessene Vergütung

für Praxisanleitung sowie die Ausstattung
mit Zeitkontingenten. (5)

Bisher sind drei Verhandlungstermine mit der
VKA (Vereinigung Kommunaler Arbeitgeber) geplant:

am 25. Februar, 21./22.März und 28./29. April 2022.

Es gibt viel zu tun und alle Kolleg*innen der Offenen Ar-
beit sind gefordert, sich engagiert und entschlossen für die
eigenen Belange einzusetzen.
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